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Zu Problemen der Verwirklichung der sozialistischen Demokratie 
durch die Mitwirkung der Bürger im gerichtlichen Hauptverfahren
Aus dem Bericht des Präsidiums des Obersten Gerichts an das Plenum 
auf der 29. Plenartagung am 16. Dezember 1970

1. Die Mitwirkung der Bürger an der Recht­
sprechung ist eine wichtige Form der Verwirklichung 
des Grundrechts der Bürger auf Teilnahme an der 
Leitung des sozialistischen Staates (Art. 21 und 90 der 
Verfassung, Art. 6 StGB). Die effektive Mitwirkung der 
gesellschaftlichen Kräfte im Strafverfahren ist Aus­
druck der weiteren Stärkung der sozialistischen Staats­
macht und der weiteren Entfaltung der sozialistischen 
Demokratie. Bei der Verwirklichung des Verfassungs­
auftrags durch die Gerichte ist von der Erkenntnis 
auszugehen, daß die Mitwirkung der gesellschaftlichen 
Kräfte im Strafverfahren notwendiger und wesent­
licher Bestandteil des gerichtlichen Hauptverfahrens 
ist, die es unter Beachtung der Grundsätze der Diffe­
renzierung auf der Grundlage der gesetzlichen 
Bestimmungen strikt zu gewährleisten und schöpfe­
risch zu gestalten gilt.
Grundlage des Berichts sind die vom Kollegium für 
Strafsachen und von der Inspektionsgruppe des 
Obersten Gerichts geführten Untersuchungen beim 
Stadtgericht von Groß-Berlin und beim Bezirksgericht 
Halle sowie die von den Bezirksgerichten Leipzig, Suhl, 
Erfurt und Rostock eigenverantwortlich durchgeführ­
ten Untersuchungen und die Erfahrungen aus Beratun­
gen dieser Thematik auf Plenartagungen der Be­
zirksgerichte.

2. Zusammenfassung der Feststellungen 
und Einschätzungen

2.1. Die Untersuchungen haben ergeben, daß die Ver­
wirklichung der sozialistischen Demokratie durch die 
Mitwirkung der Bürger im gerichtlichen Hauptver­
fahren von den Leitungen der Bezirksgerichte als eine 
Grundfrage der Erhöhung der Wirksamkeit der Straf­
rechtsprechung erfaßt worden ist. Einige Bezirks­
gerichte haben eine Reihe von Maßnahmen getroffen, 
die zeigen, daß der Prozeß der Lösung der damit 
zusammenhängenden Probleme zielstrebig geleitet 
wird (Berlin, Erfurt). Es hat sich auch als nützlich und 
notwendig erwiesen, diese Grundfrage der Rechtspre­
chung nicht nur bei der Beratung von Problemen be­
stimmter Deliktsgruppen als Teilkomplex zu behandeln, 
sondern auch speziell über diese Thematik auf Plenar­
tagungen prinzipielle Auseinandersetzungen zu führen,

Lösungswege von Problemen zu erarbeiten und gute 
Erfahrungen auszutauschen.
2.2. Eine zielstrebige Leitung dieses Rechtsprechungs­
bereichs durch die Präsidien und Plenen der Bezirks­
gerichte spiegelt sich in aller Regel in der Leitungs­
tätigkeit der Kreisgerichte wider. Die Kreisgerichte 
haben den Stand ihrer Arbeit mehrfach kritisch einge­
schätzt und die Ergebnisse in Dienstbesprechungen und 
in gemeinsamen Beratungen mit den anderen Rechts­
pflegeorganen ausgewertet. Insgesamt kann einge­
schätzt werden, daß von vielen Gerichten auf die 
Lösung der komplizierten Probleme Einfluß genommen 
worden ist.
Die Überprüfung der Praxis der Kreis- und Stadt­
bezirksgerichte hat ergeben, daß es quantitative und 
auch qualitative Fortschritte gibt, jedoch die Anleitung 
nicht insgesamt ihren Niederschlag in der Recht­
sprechung gefunden hat.
Aus dem Bemühen der Richter, gesellschaftliche 
Kräfte in qualifizierter Weise in die Verfahren einzur 
beziehen, und aus den hierbei erzielten guten Ergeb­
nissen ist festzustellen, daß die Richter im allgemeinen 
Klarheit über den Inhalt und das Ziel der umfassenden 
Mitwirkung der Bürger an der Zurückdrängung der 
Kriminalität besitzen. Dennoch treten verschiedentlich
— zum Teil auch bei qualifizierten Richtern — Routine 
und Schematismus auf, die die Effektivität der Mit­
wirkung der Bürger im Strafverfahren wesentlich be­
einträchtigen. Die Ursachen dieser Mängel liegen vor 
allem in folgendem:
— Nicht in allen Fällen wird beachtet, daß die Mit­

wirkung der gesellschaftlichen Kräfte eine Form 
der Verwirklichung der politischen Macht der 
Arbeiterklasse und der mit ihr verbündeten Klassen 
und Schichten, eine Form der Teilnahme der Werk­
tätigen an der Leitung des sozialistischen Staates 
auf einem bestimmten Gebiet des gesellschaftlichen 
Lebens in der DDR und der Wahrnehmung der 
gesellschaftlichen Verantwortung ist und zur Be­
wußtseinsbildung der Werktätigen beiträgt.

— Bei hoher Arbeitsbelastung der Gerichte und bei 
objektiven Schwierigkeiten ist die Einheit von Kon­
zentration und Qualität des gerichtlichen Verfahrens
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